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Kurz nachdem derDJ endlich ein
gutes Lied gespielt hat, ist die
Nacht schon vorbei. Punkt Mit-
ternacht strömen Hunderte
Menschen gleichzeitig auf die
Strasse. Die meisten bleiben
noch eine Weile stehen, ver-
stimmt und betrunken, aber
nicht betrunken genug.

So sieht derzeit der Ausgang
aus: Die Covid-Verordnung er-
laubt die Öffnung der Bars und
Clubs, aberum24Uhr ist Schluss.
Was heute als zwar notwendig,
aber beispiellos restriktiv er-
scheint, war vor nicht allzu lan-
ger Zeit die Norm: Bis 1994 war
im Kanton Bern die Polizeistun-
de sogar noch strikter festgelegt,
als sie es im momentanen Aus-
nahmezustand ist.

In den frühen 90ern erfolgte
derRausschmiss schon um23.30
Uhr, nur wenige Lokale hatten
eine schwer erhältliche Überzeit-
bewilligung. Das Angebot war
also nach halb zwölf dürftig, er-
innert sich Christian Pauli.
«Lichter löschen, Läden runter,
dann war die Stadt fertig», sagt
der ehemalige Präsident des
Dachverbands BernerKulturver-
anstalter, der in den 80ern seine
ersten Schritte ins limitierte Ber-
ner Nachtleben machte.

DieAlternative bildetenverein-
zelte anrüchige Hotelbars und
«Dancings».AlsReaktion formier-
te sich eineBewegungvonUnter-
grund-Partys,die dieBundesstadt
nachhaltig verändern sollte.

Gefährliche Gasthäuser
Die Polizeistunde – auch Sperr-
stunde genannt – gehe mindes-
tens bis ins Spätmittelalter zu-
rück, sagt Beat Kümin. Der Ber-
ner Historiker ist auf die
Geschichte derWirtshäuser spe-
zialisiert und lehrt an der engli-
schenUniversitätWarwick. «Man
wollte über Orte Kontrolle aus-
üben, die als gefährlich und sub-
versiv galten», sagt er. Die Ge-
walt, der aussereheliche Sex und
der exzessive Alkoholkonsum,
die zu den Gasthäusern gehör-
ten, verstiessen gegen kirchliche
Moralvorstellungen. «Während
derReformation sahman Beizen
als Gegenpol zur Kirche.»

ImAlten Bernwardie letzte Run-
de lange an das Tageslicht ge-
bunden: «ImWintermussten die
Beizen um acht Uhr schliessen,
im Sommer um neun», sagt Kü-
min. Genauso altwie die Polizei-
stunde ist allerdings auch deren
Missachtung. «In Berner Ge-
richtsakten aus dem 16. Jahrhun-
dert sieht man immer wieder,
dass Leute ‹überhöcklet› sind.»
Während der Industrialisierung
sei man stark an effizienten
Arbeitskräften interessiert gewe-
sen, so Kümin. Zeitlich unbe-
grenzte Gelage passten da nicht
ins Konzept. Periodisch forderte
die Sittlichkeitsbewegung eine
stärkere Regulierung der Beizen.

In den letzten Jahrzehnten
habe sich derWiderstand gegen
die Sperrstunde intensiviert, so
Kümin.Manverwies auf das star-
ke Saufen, um bis zum Ende der

Frist möglichst hackedicht zu
sein; oder Massenschlägereien
zur Schliessungszeit, wenn alle
Nachtschwärmer gleichzeitig auf
die Strasse gestellt wurden. Zu-
demwurde die persönliche Frei-
heit hochgehalten. «Bei derMiss-
achtung der Polizeistunde ging
es immer um Selbstbestim-
mung», sagt Beat Kümin. «Ille-
galesTrinken hat auch etwasAn-
archisches. Es ist eine Aufleh-
nung gegen die Obrigkeit.»

Politische Partys
Daswar auch imBern der 1980er
die Devise. Die Polizeistunde
wurde nicht einfach hingenom-
men: Stattdessen besuchten Ein-
geweihte illegale Bars. In den
Guerilla-Kneipen, anfänglich als
«Strafbars» bekannt, konnte
man einerseits länger feiern,wie
Christian Pauli sagt. «Anderer-

seits wollte man etwas selber
machen, die Bedeutung eines
Orts selber bestimmen, denn die
legalen Beizen waren fast kar-
tellartig monopolisiert.»

Die Orte mussten gezielt ge-
wählt werden: Auf Waldlichtun-
gen, unter Brücken und in ver-
rauchten Kellern wurde ausge-
schweift.DievonPolizeikontrollen
bedingteNotmachtemanzurTu-
gend: «Dass die Schauplätze dun-
kel und klandestinwaren, gehör-
te zumStyle», soPauli.Ererinnert
sich aneineBar in einemaltenKä-
selager am Klösterlistutz, die nur
über ein Senkloch zu erreichen
war.

Die Nächte in den illegalen
Bars der 80er und 90er waren
identitätsstiftend. Die Bewe-
gung um Zaffaraya und Reit-
schule stärkte die Barszene, die
Barszene stärkte die Reitschu-

le. «Der Gastro- und Kulturbe-
reich der Stadt wurde von die-
sem Bar-Phänomen sehr stimu-
liert», sagt Pauli. Die illegalen
Kneipen hätten darum auch
eine «sehr politische Dimen-
sion» angenommen.

Anarchische Bars
Dieser alkoholisierteAktivismus
dürfte die Politik zur Liberalisie-
rung mitbewogen haben. Schon
vor der Lockerung von 1994 sei
die Eröffnung des Wasserwerk-
Clubs in derBernerMatte auf be-
hördlichen «Goodwill» gestos-
sen, sagt Mitgründer Leonhard
Sitter. «Siemerkten, dass es eine
Nachfrage gab, und begrüssten,
dass es jemand offiziell angehen
wollte.»

1994wurde die Polizeistunde
bis 0.30 Uhr erweitert und die
BewilligungvonÜberzeit verein-
facht. Letztere Reform ermög-
licht das heute rege Berner
Nachtleben: Bis jetzt gilt die
Sperrstunde um halb eins. Doch
länger öffnen dürfen aktuell über
100 Berner Beizen; 1996 waren
es noch 51, die ihre Rechte nur
sporadisch wahrnahmen.

Nun leben die Probleme der
80er wieder auf: Die Corona-
Sperrstunde wird von verschie-
denen Seiten bemängelt. Auch
vom Berner Sicherheitsdirektor
Reto Nause (CVP): «Dass um
Mitternacht Hunderte die Aar-
bergergasse füllen, ist aus epi-
demiologischer Sicht nicht sinn-
voll.» Er hofft, dass der Bundes-
rat nun an seiner Sitzung eine
Lockerung beschliesst, und
schlägt gestaffelte Schliessun-
gen vor. Zudem wünscht sich
Nause Reformen über die Pan-
demie hinaus: «Es wäre besser,
wenn die Städte ihr Nachtleben
in Eigenregie gestalten könn-
ten.» Die Polizeistunde ganz ab-
zuschaffen, hat der Grosse Rat
bisher jedoch abgelehnt.

Auch wenn ein Gemeinderat
sie kritisiert: Solange sie exis-
tiert, bleibt derWiderstand gegen
die Polizeistunde auch gegen die
Obrigkeit gerichtet. «Auf der
Brücke bei der Reitschule steht
‹Uns gehört die Nacht›», sagt
Christian Pauli. «Daswird immer
ein zentrales Motiv von Jugend-
revolten sein.»

Die Vorschrift, die Bern veränderte
Polizeistunde Mit den Covid-Massnahmen ist die Polizeistunde wieder aktuell und in der Kritik.
Der Widerstand gegen die strikten Regeln der 1980er-Jahre prägt die Berner Kulturszene bis heute.

Für heute ist fertig: Die Berner Stadtpolizei setzt 1987 die Polizeistunde durch. Foto: Peter de Jong

«IllegalesTrinken
hat auch etwas
Anarchisches.
Es ist eine
Auflehnung gegen
die Obrigkeit.»
Beat Kümin
Historiker

Die Corona-Krise bringt die fi-
nanzpolitischen Fronten im Ber-
nerStadtrat inBewegung.Diesan-
gesichts der kniffligen Aufgabe,
die bis 2028 geplanten Investitio-
nen inderHöhevon 1,5Milliarden
Franken trotz drohender Defizite
finanzieren zu können.

In Bewegung geraten sind die
Fronten vor allem bei GLP und
FDP.Bis vorderKrise lehnten alle
Parteien rechtsvonRot-Grün eine
ErhöhungdervorgesehenenNeu-
verschuldung von 30 Millionen
Franken ab. «DieTendenz, Inves-
titionenganzoder teilweise durch
neue Schulden zu finanzieren, ist
nicht mehr zeitgemäss», hält Pe-
terAmmann (GLP) in einerdring-
lichen Motion fest, mit der er
einen Verzicht auf eine weitere
Zunahme der Verschuldung ver-
langt. Diese hat er Mitte Februar

eingereicht – unmittelbarvorder
Corona-Krise. Nun zogAmmann
diese Forderung wieder zurück:
«Schulden sind nicht des Teu-
fels», sagte er amDonnerstagvor
dem in der Sporthalle Wankdorf
tagenden Stadtrat. Ein Budget
ohneNeuverschuldung sei in der
aktuellen Lage «für ein oder zwei
Jahre undenkbar».Die Investitio-
nen sollten weiter getätigt wer-
den können, auch um die Wirt-
schaft anzukurbeln.

Appell an von Graffenried
Bei denmittelfristigen Investitio-
nen imUmfangvon 1,5Milliarden
Franken brauche es aber eine
Priorisierung. «Man kann jedes
Infrastrukturprojekt um fünf bis
zehn Prozent günstiger umset-
zen.» Damit erziele man einen
wesentlichhöherenSpareffekt als

mit Einsparungen bei Büromö-
beln, sagte Ammann unter An-
spielung auf einzelne Posten im
Sparpaket des Gemeinderates im
Budget 2021. Ammann sieht da-
bei vor allem Stadtpräsident Alec
von Graffenried (GFL) in der
Pflicht und appellierte an ihn, die
Verantwortung nicht einfach an
denFinanzdirektorabzuschieben.
«Man ist nicht nur Schönwetter-
Stapi», sagte Ammann.

Einigermassen überraschend
erhielt Ammann dabei Support
von der FDP. Sprecherin Vivian-
ne Esseiva hält eine zusätzliche
Neuverschuldung über die vor-
gesehenen 30Millionen Franken
im Budget 2021 hinaus für ver-
tretbar. Voraussetzung dafür sei
allerdings ein «klares Commit-
ment bei derAusgabenkürzung»,
wie Esseiva auf Nachfrage erläu-

tert. So dürften die rot-grünen
Parteien das 23-Millionen-Fran-
ken-Sparpaket des Gemeindera-
tes in der Budgetdebatte nicht
verwässern. Und derGemeinde-
ratmüsse ab 2022 einen Plan zur
Reduktion von Schulden und
Ausgabenvorlegen, sagt Esseiva.

SPwill nicht sparen
Unbeeindruckt von den bürger-
lichen Lockerungsübungen in
Sachen Verschuldung zeigten
sich GB und SP. GB-Sprecherin
Regula Bühlmann machte deut-
lich, dass sie nebst einer zusätz-
lichen Neuverschuldung auch
eine Steuererhöhung in Kauf
nehmenwürde.Und SP-Sprecher
Johannes Wartenweiler zeigte
sich fast ein bisschen enttäuscht
darüber, dass er den ursprüng-
lich geforderten Stopp bei der

Neuverschuldung nicht argu-
mentativ zerzausen konnte.
Grundsätzlich war er jedoch er-
freut, dass sich die Grünlibera-
len angesichts der Krise eines
Besseren hätten belehren lassen.
Eine Priorisierung der Investi-
tionen undAusgabenkürzungen
aus der laufenden Rechnung
lehnte Wartenweiler zwar nicht
grundsätzlich ab, doch dürfe
man sich von der GLP nicht die
Finanzpolitik diktieren lassen.

Abfuhr für GB und SP
SP-Finanzdirektor Michael Ae-
bersold hat für den Gemeinderat
bereits weitere Sparpakete und
eine strategische Überprüfung
derAusgaben ab 2022 angekün-
digt. Der Gemeinderat habe an-
gesichts der einbrechenden
Steuererträge mit einem Mass-

nahmenpaket fürs Budget 2021
reagieren müssen, sagte Aeber-
sold. Und er sei angesichts der
Unwägbarkeiten derCorona-Kri-
se zu einer strategischenAusga-
benüberprüfung ab 2022 bereit.

Dabei gehe es nicht umdieVe-
lobrücke oder dieMuseumsinsel,
die zumTeil als Nice to have zur
Disposition gestelltwurden.Die-
se Projekte gehörten gar nicht
zur Investitionsplanung. Es gehe
um Schulhäuser und um
Schwimmbäder.DieMehrheit im
Stadtrat stellte sich hinterAeber-
sold und hiess die vorgesehene
Priorisierung der Investitionen
und die Überprüfung derAusga-
ben mit 37 zu 32 Stimmen gut.
GB und SP blieben für einmal in
der Minderheit.

Bernhard Ott

Neue Schulden verlieren für Bürgerliche den Schrecken
Finanzkrise Im Zuge der Corona-Krise sind Grünliberale und FDP im Berner Stadtrat bereit, von bisherigen Überzeugungen abzulassen.


